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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Konjunkturlage- und politik

Die anhaltende Rezession und dabei vor allem die sich weiter verschlechternde Lage
auf dem Arbeitsmarkt veranlassten das Parlament, nun doch noch Massnahmen zur
Wiederankurbelung der Wirtschaft zu beschliessen. Den wahren Hintergrund dazu
bildete allerdings ein Kompromiss zwischen den Vertretern der bürgerlichen
Bundesratsparteien und der SP in der Kommission für Wirtschaft und Abgaben des
Nationalrats (WAK). Die SP hatte ihre Unterstützung für die Einführung der
Mehrwertsteuer zu einem Satz von lediglich 6,5% von der Verabschiedung eines
Konjunkturförderungsprogramms abhängig gemacht.
Im Nationalrat beantragten die Liberalen und die AP erfolglos Nichteintreten, da die
Stützungsmassnahmen zu spät wirksam und den gerade im Baugewerbe notwendigen
Strukturbereinigungen entgegenlaufen würden. Zudem vertrügen sich diese
zusätzlichen Ausgaben von 300 Mio Fr. schlecht mit dem gegenwärtigen Zustand der
Bundesfinanzen. Diese Bedenken wurden zwar grundsätzlich auch von den
Fraktionssprechern der FDP, der SVP und des LdU geteilt. Um die Vereinbarung mit der
SP über die Einführung der Mehrwertsteuer nicht aufs Spiel zu setzten, unterstützten
sie das Paket aber gleichwohl. Bundesrat Delamuraz sprach sich, allerdings ohne
Enthusiasmus, ebenfalls für die Ankurbelungsmassnahmen aus. In der Detailberatung
passierten beide Vorlagen ohne Änderungen.
Der Ständerat akzeptierte das Programm ebenfalls, nahm allerdings einige
Modifikationen vor. So beschloss er auf Antrag Beerli (fdp, BE), dass auch Investitionen,
die bereits über die Berggebietshilfe (IHG) unterstützt werden, vom Bonus sollen
profitieren können. Zudem stimmte er einem im Nationalrat von Bühler (svp, GR)
erfolglos vertretenen Antrag zu, den für den Investitionsbonus vorgesehenen Betrag um
50 Mio Fr. zu kürzen und im Gegenzug neben dem Wohnungsbau auch die
landwirtschaftlichen Hochbauten mit dieser Summe zusätzlich zu unterstützen. Im
weiteren verlängerte er die Realisierungsfrist der unterstützungswürdigen Projekte um
ein halbes Jahr auf Mitte 1995. In der Differenzbereinigung schloss sich der Nationalrat
den Entscheiden der kleinen Kammer an. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.12.1993
HANS HIRTER

Strukturpolitik

Die Wirtschafts- und Abgabenkommission des Nationalrats (WAK-NR) war inzwischen
davon ausgegangen, dass der Bundesrat möglicherweise auf die Vorlage einer Botschaft
verzichten würde und verabschiedete deshalb am 26. April eine parlamentarische
Initiative für eine Weiterführung des Bonny-Beschlusses um maximal drei Jahre. Einen
Tag später legte der Bundesrat seine Botschaft über «Massnahmen zur Stärkung der
regionalen Wirtschaftsstruktur und der Standortattraktivität der Schweiz» vor.
Allgemein stellte er darin fest, dass im internationalen Vergleich das Ausmass der
staatlichen Beihilfen an private Unternehmer in der Schweiz sehr niedrig ist. In den
vergangenen 15 Jahren hatte der Bund insgesamt CHF 54 Mio. im Rahmen des Bonny-
Beschlusses ausgegeben (CHF 25 Mio. für Bürgschaftsverluste und CHF 29 Mio. für
Zinskostenbeiträge). Damit hatte er mehr als 500 Vorhaben mit einer
Investitionssumme von rund CHF 2,5 Mia. gefördert. Eine Evaluation der Auswirkungen
dieser relativ bescheidenen Massnahmen habe günstige Resultate ergeben, weshalb
eine an die Entwicklung angepasste Weiterführung angezeigt sei. Die Vorlage orientiert
sich weitgehend am Vernehmlassungsentwurf; die Massnahmen sollen während zehn
Jahren wirksam sein. Wie bisher sollen in bestimmten Regionen private
Neuansiedlungen und -gründungen von Unternehmungen sowie innovative
Investitionen ansässiger Firmen unterstützt werden.

Als Instrumente sind dabei Bürgschaften und Steuererleichterungen, im Gegensatz zu
den alten Bestimmungen aber keine Zinskostenbeiträge vorgesehen. Der örtliche
Gültigkeitsbereich wurde neu definiert: Es sollen nicht mehr nur Regionen mit hoher
Arbeitslosigkeit und wirtschaftlichen Monokulturen - die es, bezüglich der Monokultur,
ohnehin praktisch nicht mehr gibt - von den Massnahmen profitieren, sondern
sogenannte "wirtschaftliche Erneuerungsgebiete". Als Hauptkriterium zur Bestimmung
dieser Gebiete dient wie in der EU die über eine längere Periode ausgewiesene
Arbeitslosenquote; dazu kommen noch die Beschäftigungsentwicklung und das Pro-

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.04.1994
HANS HIRTER
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Kopf-Einkommen. Mit diesen beiden Zusätzen soll verhindert werden, dass Firmen in
Grossstadtagglomerationen, die wirtschaftlich hoch entwickelt sind, aber hohe
Arbeitslosenraten aufweisen, unterstützt werden. Im Rahmen derselben Botschaft
beantragte die Regierung zudem zwei weitere Bundesbeschlüsse. Der erste soll es dem
Bund erlauben, bei der Werbung im Ausland für die Ansiedlung von Unternehmen eine
Informations- und Koordinationsrolle zu übernehmen. Der zweite regelt die
Unterstützung der für kleine und mittlere Unternehmen konzipierten Informations- und
Beratungsstellen über den Zugang zum europäischen Binnenmarkt (Euro-Info-
Centres). Bezüglich des Vorgehens empfahl der Bundesrat, die parlamentarische
Initiative der WAK des Nationalrats fallenzulassen und seinen eigenen Vorschlag in
einem beschleunigten Verfahren zu behandeln, damit er auf Anfang 1995 in Kraft
gesetzt werden kann. 2

Die WAK war mit diesem Ratschlag nicht einverstanden und beantragte dem Nationalrat
in der Junisession, an ihrer eigenen Initiative als Übergangslösung festzuhalten, und
damit Zeit für eine eingehende Beurteilung der vom Bundesrat vorgeschlagenen
Neuorientierung des Bonny-Beschlusses zu gewinnen. Grundsätzlich gegen eine
Weiterführung der staatlichen Unterstützung privater Unternehmen in bestimmten
Regionen wandten sich nur die FP und Minderheiten der FDP und der SVP. Zuerst
lehnte der Rat mit 128:22 Stimmen einen Nichteintretensantrag Stucky (fdp, ZG) ab. In
der Detailberatung trug er dann dem auch in der bundesrätlichen Botschaft erwähnten
Umstand Rechnung, dass das für die Unterstellung unter den Bonny-Beschluss
erforderliche Kriterium der industriellen Monokultur heute für keine Region mehr
zutrifft. Eine Streichung dieser Bestimmung und eine ausschliessliche Ausrichtung auf
die Beschäftigungslage schien dem Rat jedoch nicht opportun, da dies die
Subventionierung von Privatbetrieben in reichen Regionen mit hoher Arbeitslosigkeit,
wie etwa Genf oder Basel, zur Folge gehabt hätte. Der Nationalrat folgte deshalb einem
Antrag Zwahlen (cvp, BE), – analog zum Projekt des Bundesrates – anstelle der
monostrukturellen Ausrichtung einen erheblich unter dem Landesmittel liegenden
Entwicklungsstand verlangt. Um diese Weiterführung des revidierten Bonny-
Beschlusses als Übergangslösung zu kennzeichnen, reduzierte der Rat die
Gültigkeitsdauer auf zwei Jahre und erklärte ihn für dringlich. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.06.1994
HANS HIRTER

Im Ständerat wandten sich namentlich die beiden Appenzeller Vertreter gegen die als
ordnungspolitischen Sündenfall bezeichnete staatliche finanzielle Unterstützung von
Privatfirmen; sie fanden aber kaum Gehör. Die Kammer schloss sich dem Nationalrat
an, fügte jedoch hinzu, dass die für maximal zwei Jahre vorgesehene Übergangslösung
bei Inkrafttreten des vom Bundesrat beantragten neuen Beschlusses vorzeitig auslaufen
soll. In der Schlussabstimmung verabschiedete der Nationalrat die Weiterführung des
adaptierten Bonny-Beschlusses mit 127 gegen 28 aus dem rechtsbürgerlichen Lager
stammenden Stimmen; im Ständerat lautete das Stimmenverhältnis 30 zu 5. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.06.1994
HANS HIRTER

Der Bundesrat setzte den Beschluss auf Anfang Juli in Kraft und definierte in einer
Verordnung die für die Begünstigung erforderlichen Kriterien: eine im Mittel der
letzten drei Jahre um 10% über dem Landesmittel liegende Arbeitslosenquote oder eine
unterdurchschnittliche Beschäftigungsentwicklung oder Anzeichen, dass eine dieser
Bedingungen in naher Zukunft erfüllt sein könnte. Diese Kriterien sind alternativ und
nicht kumulativ; Regionen mit hohem Volkseinkommen und verkehrsgünstiger Lage
werden jedoch auch dann nicht berücksichtigt, wenn sie eines dieser Kriterien erfüllen.
Diese Neudefinition hatte zur Folge, dass der geografische Geltungsbereich gegenüber
der alten Regelung ungefähr verdoppelt wurde; in ihm wohnt knapp ein Viertel der
Landesbevölkerung. Zu den Nutzniessern zählt praktisch die gesamte
französischsprachige Schweiz mit Ausnahme der Agglomerationen Genf und Lausanne
sowie weite Teile des Tessins. In der Deutschschweiz fanden nur ein Grossteil des
Kantons Solothurn, die grösseren Talorte des Oberwallis, die Regionen Biel und Thun,
der östliche Teil der Bodenseeregion sowie einige industrialisierte Berggebiete in den
Kantonen Uri, Glarus, Graubünden und St. Gallen Berücksichtigung. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.07.1994
HANS HIRTER
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Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Bodenrecht

Eine Umgehung der restriktiven Regelungen zum Zweitwohnungsbau erhoffte sich Oskar
Freysinger (svp, VS) mit seiner Forderung nach der Schaffung von Notfalls- und
Beherbergungsreserven in Berggebieten. Mit einer parlamentarischen Initiative
forderte er, solche Bauten von den durch die Zweitwohnungsinitiative eingeführten
verfassungsmässigen Beschränkungen auszunehmen. Insbesondere schlecht
ausgelastete Ferienwohnungen würden sich gut als Reserven eignen, da sie ausgestattet
und sofort beziehbar seien, argumentierte der Initiant. In der erstberatenden UREK-NR
war dieser Versuch einer Neuauslegung der Zweitwohnungsinitiative äusserst
umstritten. Die Kommission beantragte schlussendlich mit 13 zu 12 Stimmen äusserst
knapp, der Initiative Folge zu geben. Die ständerätliche Schwesterkommission hingegen
war der Ansicht, ein solches Anliegen widerspreche dem Volkswillen und löse darüber
hinaus das Problem der „kalten Betten“ nicht. Die UREK-SR lehnte die Initiative mit 10
zu 1 Stimmen deutlich ab, womit der Antrag auf Folge geben im Plenum diskutiert
werden muss. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.05.2013
MARLÈNE GERBER

In der Frühjahrssession 2015 hatte sich der Nationalrat mit einer parlamentarischen
Initiative Freysinger (svp, VS) zu befassen, die Zweitwohnungen in Berggebieten zu
Notfalls- und Beherbergungsreserven für den Krisenfall erklären wollte. Dies würde
dazu führen, dass solche Bauten von den Berechnungen zur Eruierung des
Zweitwohnungsanteils, welche aufgrund Annahme der Zweitwohnungsinitiative
notwendig wurden, ausgenommen würden. Während die UREK-NR 2013 noch für Folge
geben plädiert hatte, empfahl sie nun ihrem Rat mit 20 zu 2 Stimmen bei zwei
Enthaltungen, dem Anliegen keine Folge zu geben. Gemäss der Kommission
berücksichtigt der unterdessen vorgelegte bundesrätliche Gesetzesentwurf zur
Umsetzung der Zweitwohnungsinitiative nach der Beratung durch die Kommission die
Interessen der Bergregionen bereits in angemessener Weise. Man habe den
"Handlungsspielraum bestmöglich genutzt"; die Annahme der parlamentarischen
Initiative würde hingegen den Volkswillen missachten. Diese Ansicht schienen die
Nationalrätinnen und Nationalräte grösstenteils zu teilen und schickten das Anliegen
mit 13 zu 165 Stimmen bei drei Enthaltungen endgültig bachab. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.03.2015
MARLÈNE GERBER
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